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Editorial

Herausgeber Norbert Streveld

Künstliche Intelligenz (AI) ist durch ChatGPT, 
den Chatbot von OpenAI, in einer großen 
Breite der Gesellscha� angekommen. Schülerin-
nen, Schüler und Studierende nutzen es für ihre 
Aufsätze und Arbeiten, Unternehmen prüfen 
den Einsatz. Auch wenn ChatGPT doch noch 
viele fehlerha�e oder unvollständige Antworten 
auf Fragen gibt, die rasante Entwicklung wird 
weitergehen. Woran erkennt man in Zukun�, 
ob durch eine künstliche Intelligenz oder einen 
Menschen ein Text, ein Bild oder ein Video 
erstellt wurde? Es gibt Stimmen, die mit diesen 
Hinweisen ein „Aussetzen“ der Weiterentwick-
lung fordern.

Technologien entwickeln sich weiter, Innovatio-
nen entstehen. Wenn nicht in Europa oder den 
USA, dann in China, Indien oder anderswo. Ist 
eine Forderung des „Aussetzens“ von Entwick-
lungen also realistisch oder überhaupt sinnvoll? 
Sollten wir uns nicht eher fragen, welche Rah-
menbedingungen förderlich für Innovationen 
sind, wie man diese nutzt und wo Regulatorik 
Nutzung einschränken sollte? Gerade für das 
Letztgenannte benötigt es einen vielfältigen 
Diskurs, der eine ethische Betrachtung mitein-
schließt. 

„Alles, was erfunden werden kann, ist erfunden 
worden!“, sagte im Jahr 1899 Charles H. Duell, 
der Hauptbevollmächtigte des US-Patentamts. 
Seitdem sind viele Er�ndungen und Innovatio-
nen erfolgt und widerlegten diese Einschätzung. 
Eine andere �ese wäre, ob nicht eher alles, was 
an Innovationen entstehen kann, entstehen wird. 

Dann stellt sich eher die Frage nach den Chan-
cen, welche Risiken entstehen könnten und dar-
aus in Folge, wo oder wie die Nutzung einge-
schränkt werden sollte.

Ist es dann dafür nicht notwendig, bei Innovati-
onen „vorne“ dabei zu sein, um zu gestalten und 
damit größeren Ein�uss auf die Anwendung 
zu erhalten? Wenn dem so ist, wie hilfreich ist 
dann ein „Aussetzen“ einer Entwicklung? Die 
Forderung beinhaltet sicherlich auch die Sorge 
der Unkontrollierbarkeit einer Entwicklung, 
deren Folgen noch nicht vollständig absehbar 
sind. Nur ist die Kontrolle einer Entwicklung 
realistisch?

Der Wettbewerb um Innovationen besteht welt-
weit. Und existiert nicht ebenfalls ein Wettbe-
werb der Systeme, ob nun der politischen, der 
gesellscha�lichen oder ökonomischen? Wir 
erleben eine Beschleunigung bei der Weiter-
entwicklung von Technologien, also auch der 
künstlichen Intelligenz. Der Umgang hiermit 
wird substanziell die Wettbewerbsfähigkeit und 
Resi lienz der jeweiligen Volkswirtscha�en beein-
�ussen und damit auch uns.

O�enheit und Neugier sind Nährsto�e für Inno-
vationen, alles weltweit vorhanden. Ein pluraler 
konstruktiver und ideologiefreier Diskurs über 
Folgen jedoch nicht. Eine positive Sicht auf Inno-
vationen ermöglicht deren Entwicklung, Chan-
cen zu nutzen, Risiken zu begrenzen und Rah-
menbedingungen im oben genannten Sinne zu 
gestalten.

Künstliche Intelligenz. Innovationsoffenheit.
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Plötzlich ist sie so nah, die „KI“. Weil sie jeder 
jetzt auch als Textmodul nutzen kann. ChatGPT, 
das Spielzeug, der Jungbrunnen für Wissens-
hungrige. Es ist nur ein Instrument von zahllosen 
der künstlichen Intelligenz. Viele Jahre bereits ist 
die enorme Rechengeschwindigkeit und Lern-
fähigkeit von Fakten und Daten bekannt. Vie-
les, wenn nicht alles wird einer Transformation 
unterliegen, wird entwickelt, wird neu zu denken 
sein. Nicht aufzuhalten, vielleicht zu verstehen 
und zu regeln.

Das Künstliche geht auch an das Menschliche – 
nicht nur bildlich, tatsächlich. 

Bereits seit einigen Jahren scha�en es Wissen-
scha�ler durch die digitalen Werkzeuge, organi-
sche Sto�e zu erzeugen. Fleisch aus dem 3D-Dru-
cker kennt man, wenige allerdings wissen von der 
Scha�ung lebensfähiger Organe durch die Wis-
senscha�. Schon heute werden einfache Körper-
teile „erdruckt“, nutzbar auch bei Menschen. In 
den USA bereits eingesetzt, und auch deutsche 
Mediziner haben voller Achtung die Realität 
begutachten können. In wenigen Jahren soll es 
bereits die lebensfähige Reproduktion von wich-
tigen Organen geben. Seriöse Mediziner rechnen 
damit, dass unsere Körper das auch mitmachen. 

Welch eine Vorstellung, was könnte es für eine 
Hilfe für Menschen sein, die verzweifelt auf 
Organspenden warten, o� vergeblich. 75 Pro-
zent der notwendigen Organspenden eines Jah-
res können nicht bedient werden. 

Rettung als Regelfall, denn der 3D-Drucker 
unterliegt nicht einem Schicksal, bevor er gesun-
dende Organe geben kann. Hilfe wäre zudem 
praktisch ohne Mengenbegrenzung lieferbar. 

Besser noch, keine Sorge mehr vor schwächeln-
den Herzen oder auch ganz praktisch, mal mit 
50 die Leber zu wechseln – wenn es doch genug 
frische Leber gibt, also das lebensfähige mensch-
liche Organ.

Klar, wo Entwicklung, da sind auch Bedenken. 
Wer hat denn das ausreichende Geld für künstli-
che Organe und die Operation, oder sollen es alle 
haben, die es brauchen? Dann bitte schön, wer 
entscheidet, wer es braucht? Wie sieht es in den 
armen Ländern aus? Und so nebenbei, haben wir 
ethisch das Recht, so krass in die Schöpfung ein-
zugreifen – ewiges Leben als Ersatzteillager aus 
dem Digitallabor? Ach ja, wann beginnt eigent-
lich dann die Rente, wenn wir durch künstliche 
Intelligenz plötzlich 120 Jahre natürlich leben 
können? Rente mit 95 oder 50 Jahre Rente?

Schön ist doch, dass wir uns besinnen, die natür-
liche Intelligenz als kra�voll und wirklich leis-
tungsstark zu nutzen, damit die künstliche Tech-
nik auch ein nützliches Werkzeug sein kann. 
Rechtzeitig über die Folgen der Entwicklungen 
auch in dem Bewusstsein nachdenken, dass der 
Mensch menschlich mit allen Merkmalen, wie 
Würde, Verantwortung, Schwächen und Lie-
benswürdigkeit, ist. Wir haben die Chance und 
die Aufgabe, über Regeln nachzudenken, die 
Visionen und Utopien dieser so schnellen Trans-
formation menschlich und natürlich in einem 
Gleichgewicht halten können. Das muss nicht 
bedeuten, Fortschritt zu mindern oder zu brem-
sen, es kann Dynamik annehmen und fördern, 
auch schnell. 

Vor lauter Freude an der faszinierenden Entwick-
lung, Menschbleiben ist wohl unser wichtigstes 
Ziel.

Der Ausdruck:

Künstliche Intelligenz – jedoch natürliche 
Menschen bitte

Der Eindruck:
Von Herausgeber & Chefredakteur Christoph Brüssel
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Prof. Peter Anterist

Trotzdem? Wieso „trotzdem“, 
werden Sie sich fragen. Als Charles 

de Gaulle und Konrad Adenauer am 
22.01.1963 den  Élysée-Vertrag in Paris unter-
zeichneten, sollte dieser die jahrelange Erbfeind-
scha� zwischen den beiden Nationen beenden 
und zu einer engen Kooperation in den Berei-
chen Außen-, Sicherheits-, Jugend- und Kul-
turpolitik führen. Aus Feinden sollten Freunde 
werden, vor allem die Jugend beider Länder 
sollte eine gemeinsame Zukun� haben.
So zumindest die Außendarstellung. Aber war 
es wirklich die Motivation von de Gaulle, nach 
all den Jahren der Feindscha� mit dem deut-
schen Volk auf Kuschelkurs zu gehen? Immer-
hin war es de Gaulle, der den Vertrag initiiert 
hatte. Wurde aus dem General nun ein Freund 
der Deutschen? Mitnichten. Und so sehr wir 
diesen Vertrag heute auch feiern, er war aus 
Sicht des damaligen französischen Staatspräsi-
denten ein großer Flop und eine tiefe persönli-
che Enttäuschung.

60 Jahre Élysée-Vertrag – trotzdem ein 
Grund zur Dankbarkeit und Freude

Um das zu verstehen, muss man die Motivation des 
Generals kennen, die zu der Idee des Vertrags führte. 
Was dieser tatsächlich bezwecken wollte, war die 
enge Bindung des durch den Krieg geschwächten 
Deutschlands an Frankreich und der damit verbun-
denen Abkopplung von den angelsächsischen Alliier-
ten USA und Großbritannien.
De Gaulle war der Meinung, dass er mit dem nun 
verbündeten Deutschland eine Phalanx gegen die 
Nordatlantische Allianz aufbauen könnte und sich 
Deutschland in seiner Zuwendung gegenüber Frank-
reich von den USA und UK abwenden würde. Außer-
dem wollte er verhindern, dass Großbritannien in die 
EWG aufgenommen würde.
Der Plan ging jedoch nicht auf. Als der Wortlaut 
des Élysée-Vertrags publik wurde, regte sich vor 
allem in den USA starker Widerstand, und der 
damalige Präsident J.F. Kennedy bezeichnete ihn 
als „Dolchstoß in den Rücken“ der transatlanti-
schen Beziehungen. Der starke angelsächsische 
Protest führte schließlich dazu, dass Deutsch-
land den Vertrag zwar dennoch am 15.06.1963 

Von Peter Anterist
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ratifizierte, ihn jedoch mit einer  Präambel ver-
sah, in der sich Deutschland klar zu seiner Part-
nerschaft zu den USA und für die Eingliederung 
Großbritanniens in die NATO und die EWG 
bekannte. Damit war der Vertrag für de Gaulle 
das Papier nicht mehr wert, auf dem er stand, und 
er bemerkte gegenüber seinen Vertrauten: „Die 
Deutschen waren meine größte Hoffnung, sie sind 
nun meine größte Enttäuschung“.
Und warum feiern wir dann die Unterzeichnung die-
ses Vertrages 60 Jahre später als Erfolg und freuen uns 
über unsere jüngste Geschichte? Nun, ganz bestimmt 
deshalb, weil diese Geschichte sich trotz de Gaulles 
Enttäuschung so positiv entwickelt hat, und vermut-
lich unter anderem deshalb, weil sich de Gaulle in 
o�ziellen Statements stets mit seiner Kritik zurück-
gehalten hat.
Der Vertrag konnte daher und trotz allem seine Wir-
kung entfalten und diese war außerordentlich positiv: 

Es entstanden viele Städtepartnerscha�en, der Aus-
tausch der Jugend wurde gefördert, Schulen nahmen 
die Sprache des jeweilig anderen Landes in ihre Lehr-
pläne auf, die bilaterale Wirtscha� nahm weiter an 
Fahrt auf und ist bis heute in ihrer Stabilität und in 
ihrem Wachstum ungebrochen.
Auch wenn Deutsch in den französischen Klassen-
zimmern genauso wie Französisch in den deutschen 
immer mehr der englischen Sprache weichen muss, so 
sind beide Nationen heute enge Verbündete und echte 
Partner in Bildung, Kultur und Wirtscha�. Insbeson-
dere die wirtscha�lichen Beziehungen zwischen den 
beiden Nachbarländern hat sich in den letzten 60 Jah-
ren beispiellos entwickelt. Zwischen keinen anderen 
Ländern der EU herrscht ein so reger Austausch an 
Waren und Dienstleistungen wie zwischen Deutsch-
land und Frankreich. Selbst mitten in der Pandemie 
konnte die bilaterale Wirtscha� 2021 um 13 Pro-
zent steigen und 2022 noch einmal um 12 Prozent.  

Bundeskanzler Adenauer und Frankreichs Präsident de Gaulle unterzeichnen am 22. Januar 
1963 den deutsch-französischen Élysée-Vertrag (© Bundesregierung / Schwahn)
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zukün�ige Zusammenarbeit in Dingen der euro-
päischen Angelegenheiten, der Kultur, der Umwelt 
sowie der Außen- und Sicherheitspolitik.
Als ein in Frankreich lebender Deutscher, der ich 
selbst bin, ist es für mich wunderbar zu sehen, wie 
sich die Beziehung zwischen den beiden Ländern 
weiter positiv entwickelt. Wirtscha�lich gesehen 
sind Deutschland und Frankreich längst zum Motor 
der EU geworden und auch politisch geht in der EU 
ohne das Placet aus Paris und Berlin gar nichts.
Wie gut es uns heute in dieser Freundscha� geht, wird 
einem manchmal erst wieder bewusst, wenn man z.B. 
durch aktuelle Filme im Kino wie zurzeit „Im Westen 
nichts Neues“ an unsere unrühmliche Vergangenheit 
erinnert wird. Dabei ist die Diskussion darüber, ob 
Edward Berger die Vorlage des Erich Maria Remarque 
ausreichend gewürdigt hat, maximal aus künstleri-
scher Sicht relevant. Die Tatsache, dass dies mit die 
dunkelsten Stunden der deutsch-französischen Bezie-
hung waren, bleibt unweigerlich bestehen.
Und deshalb bleiben Motivation und Enttäuschung 
des General de Gaulle auch nur in den Geschichts-
büchern bestehen, während der Élysée-Vertrag rück-
blickend sowohl aus deutscher wie auch aus franzö-
sischer Sicht ganz ohne Zweifel viel Gutes bewirkt 
hat: Er hat nicht nur Deutschland und Frankreich 
endgültig befriedet, er hat auch Stabilität und Frieden 
in die ganze EU gebracht. Er war der Grundpfeiler 
einer beispiellosen wirtscha�lichen Erfolgsgeschichte 
und hat vielen Menschen Wohlstand und Zufrieden-
heit gebracht. Deshalb haben wir heute allen Grund 
zur Freude und Dankbarkeit, auch wenn der dama-
lige Président de la Republique ganz andere Absich-
ten hatte. Daher und für die Zukun�: Vive l àmitié 
franco-allemande, es lebe die deutsch-französische 
Freundscha�!

Foto: © Land NRW/Ralph Sondermann

Heute blicken wir auf ein Handelsvolumen von 
unglaublichen 180 Milliarden Euro pro Jahr, und 
eine Stagnation im Wachstum ist allenfalls im Rah-
men der globalen Verwerfungen zu erwarten.
Und was bedeutet das für die deutsch-französi-
sche Zukun�? Politisch gesehen sind beide Länder 
– trotz immer mal wieder au�auchender Unstim-
migkeiten – in sicherem und ruhigem Fahrwasser. 
Der am 22.01.2019 von Emanuel Macron und 
Angela Merkel unterschriebene „Vertrag von 
Aachen“ schreibt den Élysée-Vertrag fort und 
bekrä�igt in seinen  28 Artikeln unter anderem die 
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Foto: Hessische Staatskanzlei, Sinah Osner

Politik- und Demokratieverdrossenheit vor allem bei 
der Jugend. Wir erleben eine Erosion der demokra-
tischen Normen und eine generelle Einschränkung 
der Grundrechte.
Nach dem obenerwähnten „Global State of Demo-
cracy Report” (IDEA) lebt nun ein Drittel der 
Weltbevölkerung, das sind 2,6 Mrd. Menschen, in 
Ländern, in denen ein Prozess der zunehmenden 
Autokratisierung erfolgt. Liberale Demokratien sind 
von 41 auf 32 Staaten zurückgefallen.
Soziale Spannungen aufgrund von Wirtscha�s- und 
Politikkrisen, aber auch Terrorismus, Korruption, 
die Pandemie, der Angri�skrieg Russlands gegen 
die Ukraine, die daraus folgende Energiekrise, die 
In�ation und die Lebensmittelknappheit, die Digi-
talisierung, Cyberattacken, Fake News, die politische 
Kontrolle sensibler Technologien u.a. tragen zu dieser 
beunruhigenden Entwicklung bei, das heißt, unsere 
Demokratie hat sich heute vielen Herausforderungen 
zu stellen.
Wenn wir in der Geschichte zurückblicken, so den-
ken wir unwillkürlich an das demokratische Athen, 
das durch das autokratische Persien angegri�en 
wurde. Und, wie EK-Präsidentin Von der Leyen auf 
dem zehnten Jahrestag des Athener Demokratiefo-
rums ausführte, ich zitiere: „Die Autokratie schei-
terte und die Demokratie hatte schließlich Bestand, 
da nach den Worten Aischylos ,die Griechen das Joch 

Winston Churchills berühmter Satz: „Die 
Demokratie ist die schlechteste aller Staatsfor-
men, ausgenommen alle anderen“, hat immer 
noch Gültigkeit.
Allerdings ist die Demokratie heute keine 
Selbstverständlichkeit mehr, sondern muss 
ständig verteidigt werden. Ein neuer „Global 
State of Democracy Report“ bestätigte, dass 
die Menschen das Vertrauen in die Demokra-
tie verlieren. Wir sehen eine stärkere Polarisie-
rung, die durch Desinformation, Populismus 
und bewusste Bemühungen nichtdemokrati-
scher Regime angeheizt wird, um das univer-
selle Recht der Menschen zu untergraben, ihre 
eigenen Regierungen zu wählen und damit ihre 
Zukun� zu wählen. Darüber hinaus sehen wir 

Demokratie als Anker in Krisenzeiten
Betrachtung einer verdienten Außenpolitikerin

Benita Ferrero-Waldner

Von Benita Ferrero-Waldner
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der Perser zerbrachen, weil sie keines Mannes Skla-
ven sein wollten. Anders als ihre Feinde kämp�en die 
Griechen nicht für die Gier eines einzigen Mannes, 
sondern für ihre eigene Freiheit.‘ Und heute kämp� 
eine Demokratie erneut für ihr eigenes Überleben 
gegen die Aggression eines ausländischen Autokraten. 
Der Angri� Russlands auf die Ukraine ist ein Krieg 
der Diktatur gegen die Demokratie.“ 
In Afghanistan hat die Demokratie leider einen jahr-
zehntelangen Krieg verloren, mit furchtbaren Kon-
sequenzen für die Menschen und vor allem für die 
Frauen; und im Iran begehren mutige Frauen auf und 
fordern Gleichheit und ihre Rechte ein, obwohl sie 
sogar mit dem Tode bedroht sind.
Nach dem Zweiten Weltkrieg haben wir in Europa 
die ständige Ausbreitung der Demokratie erlebt, von 
Griechenland über Spanien und Portugal, sowie nach 
dem Fall der Berliner Mauer die Befreiung der Länder 
hinter dem Eisernen Vorhang.
Beim OSZE-Gipfel in Paris im Jahre 1990 spra-
chen wir mit Francis Fukuyama vom „Ende der 
Geschichte“ (im positiven Sinn), indem wir das 
Ende des Kon�ikts der westlichen Demokratien mit 
dem Kommunismus meinten. Was ist das Wesen 
der Demokratie? Die Macht liegt bei den BürgerIn-
nen! Die österreichische Bundesverfassung sagt klar: 
„Alles Recht geht vom Volke aus“. Die Demokratie ist 
eine komplexe Staatsform mit einer Verfassung, die 
allgemeine persönliche und politische Rechte garan-
tiert, mit fairen Wahlen und unabhängigen Gerich-
ten. Sie bedeutet Gewaltenteilung, gleichberechtigten 
Zugang zur Macht, sei es in der Politik, aber auch in 
der Wirtscha�; Unabhängigkeit der Justiz, Achtung 
der Minderheiten und Chancengleichheit für Män-
ner und Frauen.

Artikel 2 des EU-Vertrags zählt die wichtigsten Werte 
der EU auf: 
- Achtung der Menschenwürde,
- Freiheit,
- Demokratie,
- Gleichheit,
- Rechtsstaatlichkeit,
- Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der 
Personen, die Minderheiten angehören.
Diese Werte sind allen EU-Mitgliedstaaten in einer 
Gemeinscha� gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Soli-
darität und die Gleichheit von Frauen und Männern 
auszeichnet.
Dafür müssen wir uns jeden Tag stark machen. So ist 
die Rechtsstaatlichkeit von existentieller Bedeutung 
für die EU. Sie garantiert die wirksame Anwendung 
des Unionsrechts. Dafür gibt es seit Dezember 2020 
ein neues, sehr e�ektives Rechtsinstrument, anwend-
bar seit Anfang 2021, das eine Konditionalität zwi-
schen der Achtung der Rechtsstaatlichkeit und dem 
Schutz von EU-Finanzmitteln vorsieht. Wie Sie wis-
sen, ist derzeit ein solcher Fall tatsächlich anhängig, 
nämlich der Ungarns. Kann sich einer von uns vor-
stellen, dass wir diese Werte aufgeben müssten?
Erinnern wir uns nur daran, um ein kleines Beispiel 
zu nennen, wie unangenehm uns notwendige, von 
der Regierung angeordnete Einschränkungen der 
persönlichen Freiheit in der schlimmsten Phase der 
Covidkrise erschienen und wie auch dagegen protes-
tiert werden konnte, was eben nur in einer Demokra-
tie möglich ist, während große Teile der chinesischen 
Bevölkerung wochen- und monatelang eingesperrt 
waren. Demokratie steht nicht still: Das Jahr 2023 ist 
nicht das Jahr 1973 und selbstverständlich nicht das 
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Jahr 1920, denn die Demokratie und ihre Institutio-
nen entwickeln sich. Es ist also keine Versteinerung, 
sondern eine dauernde Evolution gegeben.
Besonders sichtbar ist dies im Europäischen Parla-
ment: Seit 1979 wird das EP direkt gewählt und ist 
heuer voller Ko-Gesetzgeber. Auch wir Kommissare 
durchlaufen z.B. einen demokratisch legitimierten 
Prozess, zuerst auf nationaler, dann auf europäischer 
Ebene. Glauben Sie mir, ich habe mein ca. dreistün-
diges Hearing im EU-Parlament vor meiner endgül-
tigen Bestellung zur Kommissarin für Auswärtige 
Angelegenheiten und europäische Nachbarscha�s-
politik noch in klarer Erinnerung!
Obwohl freie Wahlen die Grundvoraussetzung der 
Demokratie sind, genügen diese schon lange nicht 
mehr: Den BürgerInnen ist es nicht mehr genug, alle 
paar Jahre zur Wahl zu gehen. Sie wollen auch dazwi-
schen mitreden und Gehör �nden!
Die Zivilgesellscha� will in reiferen Demokratien wie 
der unseren immer stärker gehört werden und Ein-
�uss auf politische Entscheidungen nehmen, wobei 
es bereits institutionelle Gruppierungen gibt, die 
einen solchen Ein�uss ausüben, wie viele NGOs oder 
Kammern, die in den politischen Prozess eingebun-
den sind, aber auch andere, die sich durch Lobbying 
Anhörung und Ein�uss erkämpfen und deren Mei-
nungen schließlich in den politischen Mainstream 
ein�ießen.
Die EK rückte in ihrem Jahresbericht über die 
Anwendung der EU-Grundrechtscharta die Rolle 
der Zivilgesellscha� in den Blickpunkt und betonte 
darin den erhöhten Bedarf zur Unterstützung von 
Einrichtungen zum Menschenrechtsschutz. Im Ein-

zelnen spricht der Bericht über die Rolle einschlägiger 
Einrichtungen in Staat und Zivilgesellscha� , so z.B. 
ihre entscheidende Rolle in Reaktion auf den Krieg 
in der Ukraine, so der Kampf gegen Desinformation, 
Mobilisierung von Unterstützung von Flüchtlingen, 
über den Schutz dieser Organisationen, so die Initia-
tive zum Europäischen Rechtsakt zur Medienfreiheit, 
über die Finanzierung von Menschenrechtsorganisa-
tionen sowie über die Einbeziehung dieser Organisa-
tionen in die Politik.
Und nun bemüht sich die EK, die BürgerInnen 
auch zwischen den Wahlen an ihren Politikprozes-
sen immer mehr zu beteiligen: Eben ist, wie Sie wis-
sen, die „Konferenz zur Zukun� Europas“ zu Ende 
gegangen. Diese Konferenz war die erste ihrer Art als 
europaweite Übung in Sachen Demokratie mit von 
BürgerInnen getragenen Debatten, bei denen die 
Menschen ihre Ideen austauschen und unsere gemein-
same Zukun� mitgestalten konnten. Am Europatag, 
dem 9. Mai letzten Jahres, wurde der Schlussbericht 
den Präsidenten des EP, des Europäischen Rates und 
der EK mit neun �emenbereichen übergeben. Das 
Arbeitsprogramm der EK für das Jahr 2023 geht tat-
sächlich fast zu 80 Prozent direkt oder indirekt auf 
diese Vorschläge zurück.
Bereits im Juni 2022 hat die EK eine Kommunika-
tion verabschiedet, die eine detaillierte Einschätzung 
dessen gibt, was sie aus der Konferenz gelernt hat. So 
wird sie ab jetzt vor bestimmten Schlüsselprojekten 
die Abhaltung von Bürgerkonferenzen ermöglichen, 
die Vorschläge und Empfehlungen dazu abgeben 
können. Die ersten Bürgerkonferenzen werden die 
Verringerung von Nahrungsmittelverschwendung, 
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die Erhöhung der Mobilität im Bereich des Lernens 
und die Haltung der EU zu virtuellen Welten wie 
der Metaverse-Plattform zum Inhalt haben. Natür-
lich ersetzen diese Möglichkeiten die repräsentative 
Demokratie nicht, aber sie ergänzen sie, involvieren 
die BürgerInnen und geben ihnen die Chance, Poli-
tik mitzugestalten.
Eine der großen Herausforderungen unserer Zeit ist 
der Klimawandel, den wir als Demokraten mit den 
richtigen Maßnahmen bekämpfen müssen, wobei die 
Einbindung der Zivilgesellscha� auch hier eine ganz 
wichtige Rolle spielt. Wir müssen vor allem unserer 
Jugend wieder Vertrauen in die Politik zurückgeben 
und ihnen zeigen, dass wir ihnen eine gute Zukun� 
ermöglichen. Nur wenn auch die Jugend an den drin-
genden Entscheidungen beteiligt wird, wird es einfa-
cher sein,  CO

2
-Neutralität zu erreichen.

In Österreich haben wir ja schon ziemlich lange Ele-
mente der direkten Demokratie in der Verfassung 
eingebaut, wie Volksabstimmung und Volksbefra-
gung, die unsere repräsentative Demokratie ergän-
zen. Gerade heute, in einem Moment der Krise von 
wichtiger Bedeutung. Manchmal möchte man glau-
ben, dass autoritäre Regime fähiger sind, da sie poli-
tische Prozesse in kürzester Zeit umsetzen können. 
So meinten anfangs einige, dass diese besser mit den 
aktuellen Krisen umgehen könnten. Aber denken Sie 
z.B. nur an die Pandemie: Da gab es Menschen, die 
schnellstmöglich chinesischen oder russischen Impf-
sto� kaufen wollten. Doch als die EU im Eiltempo 
einen guten, viel wirksameren Impfsto� entwickelte 
und ihn innerhalb und außerhalb der EU verteilte, 
verstummten derartige Stimmen.

In den letzten zehn Jahren hat die Verschärfung geo-
politischer Rivalitäten und Spannungen die politi-
sche und diplomatische Aufmerksamkeit dominiert. 
Viele Analytiker haben unsere Ära als „die des großen 
Wettbewerbs um die Macht“ charakterisiert. Den-
ken wir an die US-China-Rivalität und jetzt an die 
Explosion der schon vorhandenen Friktionen Russ-
lands mit dem Westen, aber auch an andere Risse und 
Streitigkeiten um mehr Macht in Staaten wie Indien, 
Pakistan, der Türkei, den Golfstaaten, dem Iran und 
anderen mehr.
Entsprechend dem Artikel 21 des EU-Vertrags lässt 
sich die Union bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen leiten, die für ihre eigene 
Entstehung, Entwicklung und Erweiterung maßge-
bend waren und denen sie auch weiterhin zu stärkerer 
Geltung verhelfen will: Demokratie, Rechtsstaatlich-
keit, die universelle Gültigkeit und Unteilbarkeit der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Achtung 
der Menschenwürde, der Grundsatz der Gleichheit 
und der Grundsatz der Solidarität sowie die Achtung 
der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen 
und des Völkerrechts.
Wenn wir die Demokratie gerade in dieser schwie-
rigen Zeit verteidigen wollen, ist es über die EU 
hinaus wesentlich, den Multilateralismus auch im 
EU-Ausland zu verteidigen, wobei die EU und die 
UNO unabdingbare Partner sind, die versuchen, 
geopolitische Spannungen und ein weiteres Ausei-
nanderdri�en zwischen der EU und anderen Staa-
ten zu vermeiden. Dies erfolgt auf dem Hintergrund 
einer übereinstimmenden Analyse über den aktuel-
len Zustand der Welt, wonach der Ukrainekrieg ein 
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wesentlicher „Gamechanger“ (= Spielwechsler) mit 
globalem Impakt ist, während die dreifache Welt-
krise (= nämlich die Wirtscha�s- und Finanzkrise, 
der Klimawandel, die Pandemie), aber auch die Erho-
lung von Covid-19 und die Verschlechterung der 
Nachhaltigkeitsziele der UNO, große weitere Prob-
lemfelder darstellen.
Politische Teilhabe ist ein Grundrecht und auch eine 
grundlegende Verantwortung der BürgerInnen, wes-
halb wir in der EU unseren Partnerländern helfen 
müssen, wenn eine junge Demokratie um den Aufbau 
robusterer Institutionen kämp�. Eine Demokratie zu 
sein, geht zwar, wie Sie wissen, weit über Wahlen hin-
aus. Diese sind jedoch ein Eckpfeiler jeder demokrati-
schen Architektur. Ohne sie gibt es keine Demokra-
tie, über die man reden kann! Deshalb unternimmt 
die EU gemeinsam mit Partnern auf der ganzen Welt 
Anstrengungen, um Wahlen zu beobachten, um fest-
zustellen, wie fair und frei solche Wahlen sind. Seit 
1990 gab es 170 EU-Missionen auf der ganzen Welt.
Um nur zwei Beispiele zu erwähnen, so haben die 
Wahlbeobachtungsmissionen in Kenia und in 
Kolumbien dazu beigetragen, vorhandene politische 
Spannungen zu entschärfen und Zusammenstöße 
zwischen oppositionellen Parteien abzubauen. Eine 
neue Herausforderung für die Demokratie ist darüber 
hinaus weltweit die Digitalisierung des Wahlprozes-
ses, ebenso wie der Ein�uss der sozialen Medien, die 
diesen z.T. beherrschen und die Desinformation vor 
und während der Wahlen.

Trotz der geschilderten Herausforderungen ist unsere 
Demokratie lebendig und erfolgreich. Denn, auch 
wenn sie zur Lösung unserer Probleme mehr Zeit 
braucht als ein autoritäres Regime, stehen die Ergeb-
nisse dann auf einem festen Fundament und zeigen 
einen sozialen Interessensausgleich, was heute für 
jedes Land in Europa, aber auch geopolitisch, wich-
tig ist.
Lassen wir zum Schluss nochmals in Erinnerung 
rufen, was auf dem Spiel steht: Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit sichern jedem Bürger/jeder Bür-
gerin zu, dass sie vor dem Gesetz gleichbehandelt 
werden, ohne politische Ein�ussnahme. Sie gestattet 
das Funktionieren von „Checks and Balances“. Sie 
ermöglicht den Kampf gegen die Korruption und den 
Schutz der Steuerzahler gegen Missbrauch. Sie erlaubt 
es den Medien, frei als Quelle von Informationen und 
demokratischem Diskurs zu operieren, und gestattet 
der Zivilgesellscha�, frei und sicher als ein weiteres 
Kontrollorgan der politischen Parteien und Macht-
habern zu fungieren.
Denken Sie auch in der Europäischen Union an die 
nach anfänglichen Schwierigkeiten erreichte Solidari-
tät und Einigkeit nach der Wirtscha�s- und Finanz-
krise, das riesige Infrastrukturpaket, das allen Län-
dern der EU, je nach ihren Bedürfnissen, unter die 
Arme grei�, an die bereits erwähnten gemeinsa-
men Maßnahmen und Impfaktionen innerhalb und 
außerhalb der EU, die Haltung der EU zum Kli-
mawandel und die dazu geschnürten Finanzpakete, 
die großzügige Unterstützung der Ukraine und vie-
les andere mehr. Wer hätte das in einem autoritären 
Regime zustande gebracht? Wo genießen die Bürger 
so viel Mitsprache und Schutz ihrer Rechte? Nur in 
der Demokratie!
Diese ist, wie schon gesagt, nicht perfekt, aber perfek-
tionierbar. Worauf es ankommt!

Politische Teilhabe ist ein Grundrecht und auch eine 

grundlegende Verantwortung der BürgerInnen
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Krieg, Energiekrise, In�ation und Pandemie 
stellen Europa, Deutschland und die Nachbarn 
gleichermaßen vor drängende aktuelle Prob-
leme. Aber sie verdrängen die altbekannten 
Probleme, die alles andere als neu sind. Diese 
bekannten Probleme hindern zusätzlich an 
einer Lösungs�ndung. Besonders die wuchernde 
Bürokratie, aber auch verstärkt erkennbare 
moralisierende und ideologiegetriebene Aktivi-
täten einiger Politiker verstärken den Eindruck. 
Kritische Stimmen werden lauter, die meinen zu 
erkennen, es habe sich sozusagen „ein Mehl auf 
Deutschland gelegt“. 

Gelegentlich werden in der politischen Diskus-
sion Vergleiche mit anderen Staaten herangezo-
gen. Österreich beispielsweise ist, nicht nur wegen 
der Sprache, vielmehr gesellscha�lich, rechtssys-
temisch und politisch sehr nah an Deutschland. 
In der Belastung durch staatliche Vorschri�en steht 
Österreich (mit Note 3,6) besser da als der weltweite 
Durchschnitt (3,3).1 Von allen Ländern des Globus 
belegt Österreich somit den 39. Platz. Der Abstand 
zu Deutschland (mit Note 3,0) ist beängstigend. 
Deutschland ist erst auf Platz 92 zu �nden, zwischen 
Armenien und Madagaskar, und erreicht somit nicht 
einmal den globalen Durchschnitt. 
Eine andere Wettbewerbsstudie, soeben vom Verband 
der deutschen Familienunternehmen verö�entlicht, 
befasst sich mit 21 Ländern. Von diesen 21 Ländern 
liegt Deutschland an 18. Stelle! Gegenüber dem Jahr 
davor hat sich Deutschland sogar um vier Plätze ver-
schlechtert. Hinter Deutschland liegen noch Frank-
reich, Italien und Albanien. Ganz vorne liegen die 
USA, die Schweiz und die Skandinavier. Österreich 
liegt immerhin auf Platz 13. Obwohl Deutschlands 
wuchernde Bürokratie als Hemmnis für Wachstum, 
Investitionen und Existenzgründungen bereits jahre-
lang in der Diskussion ist, wird kaum Verbesserung 
wahrgenommen.

1 Global Competitiveness Report des World Economic Forum, 
im Kapitel „Burden of Government Regulation“.

So vieles hemmt und bremst
Bürokratie und Digitalisierung wird in Deutschland viel kritisiert – 
was tut sich?

Ein Meinungsbeitrag von Dieter Härthe
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In der ö�entlichen Meinung Österreichs glaubt man 
wohl an eine Art preußischen Hemmschuh und so 
erzeugte Regulierungs�uten, wogegen die Österrei-
cher meinen, o� pragmatischer zu sein. Ähnlich bei 
der Digitalisierung. Den Rückstand Deutschlands in 
der Digitalisierung, vor allem der ö�entlichen Hand, 
der Verwaltung in Bund, Ländern und Gemeinden, 
kann man nicht leugnen. Deutschland tut sich sicht-
lich schwer, in die Gänge zu kommen. Auch hier 
verfügt Österreich über einen Vorsprung, wie die 
österreichische Handelsdelegation in Berlin betont. 
Beispielsweise hat Österreich die beste Abdeckung 
ganz Europas mit der Mobilfunkgeneration 5G. 
Österreich ist bei mobilem Internet Europas Num-
mer eins! Beim �ema Glasfaserkabel ist Österreich 
allerdings auch im Verzug. 
In kaum einem anderen Land dauern die Verfah-
ren so lang wie in Deutschland, wenn Solarenergie- 
oder Windkra�anlagen errichtet oder modernisiert 
werden sollen. Obwohl die Erzeugung erneuerbarer 
Energien und die Unabhängigkeit von russischen 
Energielieferungen sowie von fossilen Energiequellen 
oberste Priorität sind. In der Praxis sieht es anders aus: 
immer mehr und immer schwierigere Verwaltungs- 
und Genehmigungsverfahren. Diese langen Prozesse 
verzögern neue Projekte ebenso wie die Erneuerung 
bestehender Anlagen. In Deutschland dauert der 
Planungsprozess für neue Anlagen der Photovoltaik 
bis zu vier Jahre. Verantwortlich für die Verzögerun-
gen sind auch die Kommunikationswege zwischen 

den ö�entlichen Institutionen, immer detailliertere 
Anforderungen an die Umweltverträglichkeitserklä-
rungen, aber auch immer mehr Widerstand durch 
örtliche Hemmnisse der Kommunalpolitik oder von 
Bürgerorganisationen. 
Selbst das sogenannte Repowering, also die Moder-
nisierung der bestehenden Windkra�anlagen, wird 
durch immer neue Vorschri�en und Abstandsregeln 
immer komplizierter. Das Repowering könnte zwar 
die Kapazitäten in der Energieerzeugung multiplizie-
ren, doch sind in jedem Fall neue Genehmigungen 
zu beantragen. Genügen die Bestandsanlagen nicht 
den neuen Vorschri�en, müssen sie stillgelegt werden. 
Dadurch kann es netto sogar zu weniger Windener-
gie kommen. 
Lösungsansätze werden immer häu�ger und auf allen 
Ebenen benannt: viele Verwaltungsabläufe können 
durch digitale Möglichkeiten vereinfacht werden. Die 
Beamten können o� so auch quali�zierter arbeiten, 
was durchaus zum Mitmachen motivieren könnte, 
wenn entsprechende Schulungen angeboten werden. 
Dazu sollten auch die rechtlichen Voraussetzungen 
gescha�en werden. In diesem Zusammenhang wer-
den derzeit Vorschläge zur schnelleren Bescheidung 
von Verfahren politisch vorbereitet.
An dieser Stelle passt ein Zitat des US-amerikanischen 
Politikwissenscha�lers Francis Fukuyama: „Viel wich-
tiger als die Größe einer Regierung ist ihre Qualität.“ 

Also dann!

Bürokratie kostet die Menschen Zeit
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Europäische Herausforderung
Analyse- und Strategiegedanken

Historisch betrachtet ist das ebenfalls ein �ema, 
wie an der Diskussion über die sogenannte „Appease-
ment-Politik“ zu sehen ist. Es gibt Leute, die sagen, 
Chamberlain habe damals die Zeit nur genutzt, um 
sich besser auf den Krieg vorzubereiten. Ähnlich ist 
argumentiert worden, bezogen auf die Frage, warum 
der Westen 2014, nach der Eroberung der Krim, 
nicht sofort in eine härtere Konfrontation mit Russ-
land eingestiegen ist. Eine der Wahrheiten ist, weil 
von da an die Amerikaner, aber auch andere, die der 
ukrainischen Armee erst einmal eine Verfassung 
gebracht haben, in der sie sich heute mit westlicher 
Unterstützung wenigstens verteidigen kann. Es ist 
zudem heldenha�, was die Menschen dort leisten. 
Von einem schnellen Kriegsende sind wir dennoch 
leider weit entfernt.

Von Sigmar Gabriel

Der Ukrainekrieg und die Rolle 
Europas

Wir sind jetzt schon lange in dieser besonderen 
Kriegssituation in der Ukraine, fast wird es schon 
zum Alltag. Leider ist zu erwarten, dass diese 
Periode weiter anhalten wird. Solange beide 
Parteien auf dem Kriegsschauplatz glauben, sie 
könnten gewinnen, wird niemand in Verhand-
lungen eintreten. Wann enden Kriege histo-
risch? Wenn einer gewinnt oder wenn beide 
müde sind? Beides ist nicht der Fall. Die Ange-
bote, die Russland macht, sind für die Ukra-
ine, aber auch für den Westen unannehmbar: 
Die Ukraine würde mehr als 20 Prozent ihres 
Landes verlieren und es wäre nicht sicher, ob 
ein Wa�enstillstand nur dafür genutzt werden 
würde, irgendwann später doch noch die ganze 
Ukraine zu erobern.
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Zeitenwende

Die eigentliche Zeitenwende ist allerdings nicht der 
Krieg in der Ukraine, sondern die Verschiebung der 
Machtachsen in der Welt. Diese verliefen traditio-
nell, spätestens seit dem Zweiten Weltkrieg, aber auch 
schon lange davor, durch den Atlantik. Inzwischen 
verlaufen sie durch den Pazi�k. Zweidrittel der Welt-
bevölkerung leben dort. Zweidrittel des wirtscha�-
lichen Wohlstands wird da hergestellt und mehr als 
Zweidrittel des Wachstums kommt normalerweise 
von dort. Damit einhergehend haben die Vereinig-
ten Staaten sich die Frage gestellt: „Wo ist eigentlich 
unser Wettbewerb? Wo muss unser Schwerpunkt 
sein?“ Und sie haben, zum ersten Mal unter George 
W. Bush, von Amerika als pazi�scher Nation gespro-
chen. Die Hinwendung auf den großen Wettbewer-
ber China und die stückweise Abwendung von Nord-
afrika, Afrika, Europa, dem Mittelmeerraum – ich 
glaube, dass das dazu beigetragen hat, dass Russland 
den Eindruck hatte, jetzt sei die Gelegenheit günstig, 
sich neben China und den USA zur dritten Groß-
macht aufzuschwingen. Das ist gründlich schiefge-
gangen, wie man sieht. Russland wird am Ende ein 
Schatten seiner selbst sein. Aber die Welt ist gekenn-
zeichnet dadurch, dass wir in einer Gemeinscha� 
ohne globale Ordnung leben. Wir hatten in den letz-
ten dreißig Jahren eine unipolare Weltordnung mit 
den Amerikanern als stärkster Wirtscha�snation, 
aber auch als politischer Garant für internationale 
Organisationen, für Freiheit der Seeschi�fahrt. Jetzt 
sind wir in einer Situation, wo die Amerikaner sagen: 
„Das können wir nicht mehr, wir wollen uns darauf 
konzentrieren, führende Wirtscha�snation zu blei-
ben und den Wettbewerb mit China zu bestehen.“ 

Nun folgt ein Ringen um die Frage, wie die nächste 
Weltordnung aussehen soll. Das ist völlig o�en. Hof-
fentlich eine regelbasierte, aber auch das ist umstrit-
ten. Russland hat versucht, in diesem Spiel eine Rolle 
zu spielen. Ich glaube, so erklärt sich der Krieg. Er 
ist nicht die Ursache des Zeitenwandels, sondern 
eher die Folge. Viele andere Dinge kommen hinzu. 
Die Pandemie ist nicht bewältigt. Die Energiepreise 
sind schon vor dem Krieg nach oben gegangen und 
explodieren jetzt natürlich, was wiederum in Ländern 
des ärmeren Teils der Welt katastrophale Lebensver-
hältnisse scha� – die übrigens uns verantwortlich 
machen. Es ist keineswegs so, dass unsere Sicht auf 
den Krieg in der Ukraine weltweit verbreitet ist. Es 
gibt viele Länder, die das als einen alten imperialisti-
schen Streit zwischen USA und China wahrnehmen. 
Sie spüren, dass sie mit Hungersnot und Energieprei-
sen darunter zu leiden haben und wenden sich eher 
von uns ab.
In unserer Welt gibt es also viele Verschiebungen: Ich 
kann mich nicht daran erinnern, dass es in den letz-
ten Jahrzehnten eine ähnlich dramatische Lage gege-
ben hat. Die Welt ist schon in ziemlicher Unordnung.
Natürlich gibt es immer auch persönlichen Ein�uss: 
Joe Biden handelt anders als Donald Trump. Aber 
an der prinzipiellen Abwendung von Europa und der 
Hinwendung zu China ändert das gar nichts. Biden 
geht mit Europa besser um, er wird fairer mit uns 
umgehen. Aber die zugrundeliegende Dynamik der 
Welt verändert sich nicht. 
Xi Jinping hält das Land viel stärker unter Kontrolle, 
hat viel mehr Repressionen eingeführt. Aber dass 
China ein Land ist, das mehr sein will als ein billi-
ger Marktplatz für die alte westliche Welt, das wäre 
unter jedem anderen Präsidenten auch so. Deswegen 
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kann man die aktuelle Zeit ganz gut als Rückkehr der 
Geopolitik beschreiben, weil sich ein Vakuum gebil-
det hat. Dadurch, dass die Vereinigten Staaten sich 
aus ihrer traditionellen Rolle zurückgezogen haben, 
dringen jetzt andere Mächte hinein. Wir sind zurück 
in der Zeit geopolitischer Rivalitäten. 
Wir waren es gewohnt, dass Geoökonomie eine Rolle 
spielt, also Wirtscha� und Handel weltweit. Wer 
ordentlich miteinander Handel treibt, der wird kei-
nen Krieg gegeneinander beginnen, da er sonst den 
eigenen Erfolg gefährdet. Die Wahrheit ist: Geopoli-
tik schlägt Geoökonomie. Russland sieht die Sankti-
onen, die es bezahlen muss, als eine Art Großmacht-
steuer an. Großbritannien wusste, dass es Nachteile 
durch den Austritt aus der EU haben wird, aber die 
Idee „Take back control, make Britain great again, 
global Britain“ war stärker. Solche Ideen, geopoli-
tisch wieder eine stärkere Rolle zu spielen, sind der-
zeit wichtiger als alle Handelsbeziehungen. Einige 
Staaten agieren dabei geschickter, andere konfronta-
tiver. Aber die prinzipielle Interessenlage vieler Län-
der ändert sich nicht dadurch, wer regiert.

(Kein) geeintes Europa

In Rahmen der geostrategischen und globalen Her-
ausforderungen wird deutlich, dass, wenn die Euro-
päische Union nicht gemeinscha�lich in dieser Welt 
au�ritt, wir bei der Frage, wie die nächste Weltord-
nung aussehen soll, nichts zu sagen haben werden. 
Henry Kissinger hat über Deutschland mal gesagt, 
das sei ein armes Land, für Europa zu groß und für 
die Welt zu klein, und das stimmt. Keines der euro-
päischen Länder, auch nicht Großbritannien, ist so 
machtvoll, um wirklich einen Unterschied zu machen. 
Das kann die Europäische Union nur gemeinsam.  

Die Frage ist: Ist sie dazu eigentlich in der Lage und 
bereit? Der Krieg in der Ukraine hat zumindest dazu 
geführt, dass Leute wie Viktor Orbán sehr isoliert 
sind. Es gibt keine Gemeinsamkeit der Visegrád-
Gruppe mehr, die als Störenfriede unterwegs sind. 
Aber es gibt neue Bruchkanten. Die Mittel- und Ost-
europäer trauen, drastisch gesagt, den Deutschen und 
den Franzosen, was die Verteidigungsbereitscha� 
Europas angeht, nicht über den Weg. Sie emp�nden 
unser Engagement in der Ukraine als zu schwach und 
setzen letztlich auch in Zukun� auf die Amerikaner 
und nicht auf eine europäische Verteidigungsgemein-
scha�. 
Es gibt schon jetzt eine Bruchkante. Deutschland 
hat seine wichtige Rolle zwischen Frankreich und 
den Osteuropäern derzeit verloren, weil wir als  
„Appeasement-Politiker“ gegolten haben – wenn 
auch heute vielleicht nicht mehr so stark wie am 
Anfang. Aber das Misstrauen der Osteuropäer uns 
gegenüber ist groß und als Nächstes wird uns eine 
neue Eurokrise ereilen. Denn so richtig es ist, dass 
die Europäische Zentralbank ihre Zinsen anhebt, 
das führt natürlich automatisch zu schwierigen 
Re�nanzierungsmöglichkeiten der Südeuropäer. 
Nach der Eurokrise ist vor der Eurokrise, auch da 
wird Deutschland erneut gefordert sein. Es ist nicht 
so, dass Europa durch die Krise zusammenwächst, 
sondern es tun sich neue Bruchkanten auf. Trotz-
dem gibt es die Ho�nung, dass die Europäer wissen, 
dass, was auch immer sie trennt, das Wichtigste die 
Gemeinsamkeit ist, um in der Welt überhaupt wahr-
genommen zu werden. 
Das Beste wäre natürlich, insbesondere beim Euro, 
eine gemeinscha�liche Wirtscha�s- und Währungs-
politik zu gestalten. Der Euro wird o� hinterfragt: 
Hält er denn wirklich? Das liegt natürlich daran, 
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dass wir die Einzigen auf der Welt sind, die zwar eine 
gemeinsame Währung haben, aber nicht gemeinsam 
dafür einstehen wollen. Der US-Dollar ist um ein 
Vielfaches mehr verschuldet als der Euro und trotz-
dem packen die Anleger ihr Geld lieber in den Dollar 
als in den Euro. Das hat damit zu tun, dass wir die 
Wirtscha�s- und Währungsunion noch nicht wirk-
lich gescha� haben. So gibt es ein paar Beispiele, um 
das, was Europa stark macht, auszubauen. 
Grundsätzlich: Wir brauchen die Kapitalmarkt-
union. Das klingt technisch. Auf den Punkt gebracht 
geht es darum, dass es wichtig ist, dass es in Europa 
weiterhin Investmentbanking gibt, Banken, die Fir-
men zusammenführen, und dass dieses Feld nicht 
amerikanischen Banken überlassen wird. Wir brau-
chen eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. 
Dafür wird am Ende die Aufgabe der Einstimmig-
keit wegfallen müssen. Aber was ist das Problem bei 
der Aufgabe der Einstimmigkeit? Wir brauchen einen 
einstimmigen Beschluss dafür. Den gibt es so einfach 
nicht, aber man kann anfangen. Ein großes Land wie 
Deutschland könnte sagen, wenn es im Rat in einer 
Frage 26 Stimmen gegen uns gibt, dann gilt unsere 
Stimme als Enthaltung, nicht als Gegenstimme. Und 
man könnte andere suchen, die sagen, wenn nur wir 
zwei oder drei dagegen sind, halten wir Europa nicht 
auf, dann gelten unsere Stimmen als Enthaltung und 
nicht als Gegenstimmen. So kann man Vertrauen 
scha�en.
Wenn die Großen anfangen, auf ihr Vetorecht zu 
verzichten, werden die Kleinen das eher glauben, 
als wenn die Großen von den Kleinen fordern, ihr 
müsst auf Einstimmigkeit verzichten. Weil die Klei-
nen ahnen, dass Deutschland oder Frankreich ihre 
Interessen immer durchsetzen. Und der Schutz der 
Kleinen ist die Einstimmigkeit.

Zur Umsetzung fehlt dabei einer wie Draghi, der voran 
geht. Auf der anderen Seite darf man die alte Idee 
„Männer machen Geschichte“ nicht zu hoch anset-
zen. Dann müssten wir nur in jedem Staat die richti-
gen Leute suchen, dann läu� das erst. Viele allerdings 
sind enttäuscht, haben das Gefühl, zurückgelassen zu 
werden, und dann gibt es eine Reaktion. Dabei ist auch 
nicht klar, was in Deutschland passiert. Explodierende 
Energiepreise bei mittleren und niedrigen Einkom-
men, bei Rentnern – was heißt das in deren politischer 
Wahrnehmung? All das ist noch nicht durchgestan-
den. Die Deutschen sind eine Demokratie, sie sind 
immer in Parallelität zu wachsendem Wohlstand 
gewesen. Die Briten zum Beispiel sind eine Demokratie 
selbst in dunkelster Zeit gewesen: Mitten im Zweiten 
Weltkrieg waren sie immer noch eine stabile Demokra-
tie.  Der Test steht uns erst noch bevor. Und ich glaube, 
wir leben in Zeiten, in denen es sehr darauf ankommt, 
die innere Festigkeit der Demokratien zu stärken.

Energiekrise

Wir haben zwei Ängste, die zurzeit virulent sind: Die 
eine ist der Frieden, die zweite die Energie. Mit Blick 
auf die nächsten sechs Monate ist es unwahrschein-
lich, dass der Frieden in Europa gelingen wird. Wir 
wären schon froh, wenn wir einen Wa�enstillstand 
hinbekommen würden. Selbst das scheint in weiter 
Ferne zu sein. Und damit gibt es auch keine Ruhe 
in den Energiemärkten. Das Problem war nicht die-
ser Winter. Das Problem kommt im Winter danach. 
Wir werden die Füllstände im nächsten Frühjahr auf 
den niedrigsten Stand gefahren haben, den wir je hat-
ten, und ob es uns dann gelingt, genug Ressourcen zu 
bekommen, um den Winter, der dann folgt, auch wie-
der zu überstehen, ist die wichtigste Frage. 

Es gibt die Ho�nung, dass die Europäer wissen, dass, was auch 

immer sie trennt, das Wichtigste die Gemeinsamkeit ist, um 

in der Welt überhaupt wahrgenommen zu werden
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Zweitens: Wenn das reiche Europa und das reiche 
Deutschland an den Spotmärkten der Welt alles an 
Energie au�au�, was zur Verfügung steht, treibt das 
natürlich auch die Preise. Das wiederum bringt die 
armen Länder des Südens zur Verzwei�ung. Ich bin 
mir nicht sicher, ob wir heute noch 144 Stimmen in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
zusammenbekommen würden, die den Russlandkrieg 
verurteilen. Viele in diesen Ländern sehen unsere 
Unfähigkeit, den Kon�ikt zu lösen, als Ursache dafür 
an, dass bei ihnen die Wirtscha�skra� sinkt. Weil sie 
davon ausgehen, dass dieser Krieg und die Energie-
frage untrennbar miteinander verbunden sind. 
Und weil wir glauben, dass wir relativ zügig aus dem 
Erdgas aussteigen können, durch die grüne Transfor-
mation, gibt es keine staatliche Rückendeckung für 
die Unternehmen, die langfristige Gasverträge mit 
den Katarern machen wollen. Die Katarer haben das 
Gas nicht zur Verfügung, es ist bereits verkau�. Sie 
können aber ein neues Feld explorieren, nur kostet 
das viel Geld und passiert nur, wenn man einen lang-
fristigen Abnehmervertrag hat.
Diesen langfristigen Abnehmervertrag wollen wir 
aber nicht schließen, weil wir Sorge davor haben, dass 
wir irgendwann Gasverträge haben, aber gar nicht so 
viel Gas brauchen. Man kann sehr darüber streiten, 
ob das stimmt, weil ich nicht glaube, dass wir die 
erneuerbaren Energien so schnell ausbauen werden, 

wie das im Koalitionsvertrag steht. Dafür sind wir 
einfach zu langsam in Deutschland. Aber dadurch, 
dass wir das nicht tun, kaufen unsere Energieversor-
gungsunternehmen Gas am Spotmarkt, und da ist es 
am teuersten. Man müsste darüber nachdenken, ob 
es möglich ist, mittelfristige Verträge mit den Kata-
rern und mit anderen abzuschließen, um erstens zu 
diversi�zieren, aber auch den Preisdruck rauszuneh-
men. Zurzeit treibt neben dem Krieg unser eigenes 
Handeln den Preis, und auch bei uns werden viele 
den hohen Preis für Energie nicht bezahlen können. 
Dabei sprechen wir von Privatpersonen und nicht von 
energieintensiver Industrie oder armen Ländern, die 
den Weltmarktpreis ebenso bezahlen müssen.
Dabei kann gerade Technologieo�enheit zur Lösung 
der Energieherausforderung beitragen. Ich habe mich 
in meiner Zeit als Umweltminister sehr geärgert, als 
wir über CCS, also die Abscheidung und Speicherung 
von  CO

2
 debattiert haben. Denn damals wurde das 

„Intergovernmental Panel on Climate Change“, also 
die Wissenscha�sinitiative des Klimawandels, die 
quasi diese ganze Bewegung dokumentiert und immer 
gern zitiert wird, in einem Punkt von den deutschen 
Umweltschützern und Grünen nicht zitiert. Näm-
lich in dem Vorwurf gegenüber Deutschland, dass 
wir, obwohl wir ein Technologieland sind, obwohl 
wir wohlhabend sind, nichts investieren in die Tech-
nik der Abspeicherung und Abscheidung von  CO

2
. 
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In Deutschland gab es eine fürchterliche Diskus-
sion, so, als sei das Verpressen von  CO

2
 in den alten 

Lagerstätten, wo wir früher Erdgas und Erdöl geför-
dert haben, so etwas wie eine zweite Atommüllprob-
lematik. Dabei wird es in Norwegen seit Jahrzehnten 
so gemacht. Das ist damals von der Bundesregierung 
richtig kaputtgemacht worden. Später haben CDU 
und FDP ein Gesetz eingebracht, in dem  CO

2 
Abspei-

cherung und Scheidung unter bestimmten Bedingun-
gen erlaubt sind, aber nur dann, wenn der zuständige 
Landtag zustimmt. Damit war klar, es kommt nie. 
Weil die Länder sich schon dagegen ausgesprochen 
haben. Ich habe das immer für sehr fahrlässig gehalten. 
Ich glaube, wenn wir jetzt in die Wassersto�hema-
tik einsteigen wollen, werden wir am Anfang Erdgas 
abnehmen und werden das  CO

2
, das dabei entsteht 

(weit weniger als bei Kohle), nutzen oder verpressen 
müssen. Es wäre ja Irrsinn, wenn wir erst das Erdgas 
in Norwegen kaufen und dann die Norweger dafür 
bezahlen, dass sie unser  CO

2
 zurücknehmen. Ziel 

muss es sein, dass wir da Dynamik hinein bekommen. 
Zweitens: Die größte Sorge beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien ist, dass wir immer noch nicht 
bereit sind, bildlich gesprochen, mit dem Schwert 
durch den Genehmigungsdschungel zu gehen. Es 
gibt erste zagha�e Versuche im Bereich Natur- und 
Vogelschutz, das wird gut gemacht. Aber eigent-
lich müsste man, wenn man die durchschnittliche 

Genehmigungszeit von sechs Jahren für eine Wind-
energieanlage nimmt, noch etwas anderes machen: 
Man müsste sagen, ein Antragsteller stellt einen 
Antrag auf Bau einer Windenergieanlage oder einer 
Solaranlage und dann hat die zuständige Behörde 
vier Wochen Zeit zu prüfen, ob der Antrag voll-
ständig ist und darf einmal eine Nachforderung 
stellen. Danach läu� notfalls nochmal eine Sechs-
wochenfrist und dann gibt es zwei Möglichkeiten, 
ein Bescheid oder eine Ablehnung, oder, wenn bei-
des nicht da ist, automatisch die Baugenehmigung. 
Damit kann die Behörde unter Druck gesetzt wer-
den, nicht ständig Nachforderungen zu stellen. 
Wenn eine bestimmte Frist verstrichen ist, gibt es 
einfach einen Rechtsanspruch auf Genehmigung 
und dann geht es los. 
Es ist auch eine Frage des Muts, diesen Dschungel von 
behördlichen Genehmigungen zu durchtrennen. Da 
liegt der eigentliche Weg, um die erneuerbaren Ener-
gien schneller auszubauen. Das ist nicht eine Frage 
der Förderung, nicht eine Frage der Technologie. Es 
ist die Frage: „Bin ich mutig genug zu sagen, ab einem 
bestimmten Punkt sind die Anlagen genehmigt, und 
dann wird gebaut“. Und wenn dabei etwas schief geht 
und wir ein Naturschutzproblem übersehen haben, 
dann müssen wir beim nächsten Mal besser aufpas-
sen. Aber sechs Jahre bis zur Baugenehmigung sind 
zu viel.

Die größte Sorge beim Ausbau der erneuerbaren Energien ist, 

dass wir immer noch nicht bereit sind, bildlich gesprochen, mit 

dem Schwert durch den Genehmigungsdschungel zu gehen
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Am 20. März 2023 
reiste Chinas star-

ker Mann Xi Jing-
ping nach Moskau, um 

seinen „lieben Freund“ – 
so sprachen sich beide an – 

Wladimir Putin, den russischen 
Präsidenten, Diktator und Kriegs-

herrn zu tre�en. Die westlichen Medien 
sprachen übereinstimmend davon, dass die-
ses weltweit beachtete Tre�en – „ein pompös 
inszeniertes Autokraten-Handshake“ – dazu 
dienen sollte, „ein Bollwerk gegen den Westen 
aufzubauen“. „Beide“, so hieß es weiter, „wol-
len eine Weltordnung ohne Vorherrscha� der 
USA“. 
Aber von all dem Trommelwirbel „gegen den 
Westen“ sollte man sich nicht täuschen las-
sen. Putin und Xi brauchen einander; der eine, 
Putin, den anderen mehr als der andere, Xi, den 
einen. Der eine, Putin, ist meilenweit entfernt 
von einer Weltmacht, der andere, Xi, strebt sie 
zwar an, ist aber längst nicht am Ziel, bleibt 
deshalb doch auch auf Distanz zum russischen 
Aggressor, denn noch braucht er den Westen, 
auch die USA, vor allem die für ihn wichtigen 

Märkte in Europa; schlicht: den Zugang zu Kapital 
und Technologie aus den USA und aus Europa für 
seine weitere Modernisierung. Bemerkenswert: Ziem-
lich zeitgleich mit dem genannten Moskauer Tre�en 
hat der Handel zwischen den USA und China den 
höchsten Stand aller Zeiten erreicht. 
Es gibt keine neue Blockbildung. Die Zeiten, in denen 
sich die Geopolitik mit „Bauklötzchen veranschau-
lichen ließ, sind vorbei“. Wie sehr das Denken in 
„Blöcken“ der Vergangenheit angehört, zeigt auch 
„die neue Macht der Mittelmächte“. Sie entscheiden 
sich weder für die eine noch für die andere Seite. Sie 
wissen, dass sie aber von beiden Seiten umworben 
werden. Sie leben eine „strategische Flexibilität“. Im 
Englischen heißt das „sitting on the fence“, also auf 
einem Zaun zu sitzen und sich nicht für eine der bei-
den Seiten zu entscheiden. Diese „Fence Sitter“ von El 
Salvador bis Vietnam sind nicht einfach der „globale 
Süden“, sondern sie wollen individuell wahrgenom-
men, nicht „verblockt“ werden. 
Die Welt gleicht nicht mehr „Blöcken“, sondern 
„zunehmend einem Netzwerk, in dem manche Staa-
ten loser, andere enger zusammenarbeiten und am 
Ende fast alle eng verwoben sind durch wirtscha�-
liche und sicherheitspolitische Abhängigkeiten und 
Interessen“. 

Die EU: Weder abhängig von China noch 
„Anhängsel“ der USA, sondern eigenständig 

Von Walter Döring

Dr. Walter Döring
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Anna Sauerbrey in der ZEIT vom 23. März 2023: 
„Während Putin und Xi sich tre�en, sind die Verei-
nigten Staaten tatsächlich dabei, ein globales Netz 
der Eindämmung rund um China zu spannen, die 
Zusammenarbeit mit Australien, Indien und Japan 
wird enger. Auch hier aber formt sich keineswegs ein 
Block. Indien ist das Paradebeispiel für ein Land, das 
sich selbstbewusst gegen jede Vereinnahmung wehrt 
– weder bei westlichen Sanktionen gegen Russland 
mitmacht noch sich von Russland instrumentali-
sieren lässt. Indien sieht sich gerne in der Rolle des 
Anführers der vielen ,Dazwischen-Länder‘ des globa-
len Südens. Doch auch hier entsteht keine neue block-
freie Bewegung. Die Blöcke sind jetzt also Netze.“ 
Für die nun vielzitierte „Neuordnung der Welt“ 
steht übrigens – wenn schon, denn schon – auch 
der Besuch des japanischen Premierministers Fumio 
Kishida in der Ukraine. „Es war ein Besuch, der das 
eigene Netzwerk stärken sollte, um Europa näher an 
den Pazi�k zu bringen, den Pazi�k näher an Europa. 
Dieser Besuch taugt mindestens ebenso zum Symbol 
für die Neuordnung der Welt wie das Tre�en zwi-
schen Putin und Xi.“
Europa bekam auch in diesen Moskauer Tagen zu 
spüren, dass die sich längst entwickelnde neue Welt-
ordnung eine Unmenge an neuen Fragen aufwir�, 

die ganz neue Antworten erfordern, zumal es jetzt 
nicht mehr darum ging und geht, „richtig“ auf Chi-
nas unverhohlenes Weltmachtstreben zu reagieren, 
sondern auch auf US-Amerikas gewaltigen In�ation 
Reaction Act, IRA, mit welchem Präsident Joe Biden 
wenig verhüllt die Politik des „America �rst“ seines 
Vorgängers fortsetzt. 
Es geht also für Europa um nicht mehr und nicht 
weniger als um einen eigenständigen Weg, eine 
selbstbewusste Positionierung zwischen China und 
den USA. 
Hinsichtlich den Vereinigten Staaten von Amerika 
rächt sich jetzt die ebenso unsachliche wie schäd-
lich-törichte Ablehnung von TTIP, der „Trans-
atlantic Trade and Investment Partnership“, dem 
Transatlantischen Freihandelsabkommen. Eine 
Wiederaufnahme der Verhandlungen scheint aktu-
ell eher aussichtslos, aber evtl. lässt sich ein „TTIP 
light“ anstreben. 
Natürlich ist nicht sicher zu sagen, dass es mit TTIP 
kein IRA gegeben hätte, aber es ist doch sehr anzu-
nehmen, dass es „weniger aggressiv“ gekommen wäre. 
Nun helfen alle „Krokodilstränen“ nichts, sondern es 
gilt, vernün�ig zu reagieren, und das heißt vor allem: 
auf keinen Fall in einen Subventionswettlauf einzu-
treten. 
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Andere Maßnahmen sind erfolgsträchtiger. Bun-
deswirtscha�sminister Robert Habeck fordert, dass 
sich „Europa mächtig ins Zeug legen und schneller 
und besser bei der Förderung der grünen Techno-
logien werden muss“. Konkreter wird der Präsident 
des ifo-Instituts Clemens Fuest, der eine „gezielte an 
Innovationen orientierte Industriepolitik“ anmahnt 
und schon damit einen Finger in die richtige Wunde 
legt. Die europäische Innovationspolitik behindert 
sich von Mitgliedsland zu Mitgliedsland, ist fürch-
terlich umständlich angelegt, von einem irrsinnigen 
bürokratischen Hürdenlauf gekennzeichnet und 
ho�nungslos zersplittert, wodurch sie trotz Milliar-
den Euro an Fördermitteln zu o� ins Leere läu�. Das 
Gegenteil tut not: bündeln, zielgenau konzentriert, 
grenzüberschreitend, entbürokratisiert vorgehen – 
muss das Gebot der Stunde sein. 
Clemens Fuest möchte nicht allein die Dekarbonisie-
rung gefördert wissen, sondern an erster Stelle sieht er 
die Energiepolitik: „Eine preiswerte und sichere Ener-
gieversorgung erfordert es, die europäischen Energie-
märkte stärker zu integrieren, Energienetze, erneuer-
bare Energien und Kernkra� auszubauen sowie die 
Forschung auf diesen Gebieten zu fördern. Gebraucht 

wird außerdem ein neuer Regulierungsrahmen, der 
die Entstehung einer Plattformökonomie im Ener-
giesektor ermöglicht, in dem private Haushalte und 
Unternehmen gleichzeitig als Konsumenten und 
Erzeuger von Energie  agieren.“ 
Zudem beklagt nicht nur er seit Jahren die gewal-
tigen „Rückstände im Bereich der Digitalisierung“ 
und prangert die Datenschutz-Grundverordnung, 
DSGVO, die „an vielen Stellen die Entwicklung 
digitaler Geschä�smodelle behindert, an, ohne damit 
berechtigten Schutzinteressen zu dienen. Die EU-
Staaten bürden ihren Unternehmen darüber hinaus 
unnötige Lasten auf. Das gilt nicht nur für Steuern 
und Abgaben, sondern auch für immer komplexere 
Berichts- und Überwachungsp�ichten wie etwa die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder die Lieferket-
tenkontrolle“. 
Am meisten bewirken könnte die EU aber, so überein-
stimmend Wissenscha�ler wie Fuest oder auch Hans 
Werner Sinn und Politiker wie Toni Hofreiter, Günter 
Oettinger und Sigmar Gabriel sowie Michel Barnier, 
wenn sie endlich ihr größtes Versäumnis aufarbeitete 
und ihre größte Stärke besser nutzte, nämlich die 
Weiterentwicklung des Europäischen Binnenmarkts.  
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Mehrheit der Trends konzentriert sich auf 
Nachhaltigkeit 
Lebensmittel und Getränke als Medizin – SENATE zu Gast auf Natural 
Products Expo West in den USA

„Die Mehrheit der Trends konzentriert sich auf 
Nachhaltigkeit“, lautet die Kernbotscha� auf der 
Natural Products Expo West 2023, der größten ame-
rikanischen B2B-Messe der Natur- und Biobranche 
mit mehr als 3000 Ausstellern und 60.000 Besuchern 
im kalifornischen Anaheim. „Für 69 % der Verbrau-
cher ist Nachhaltigkeit in den letzten zwei Jahren 
wichtiger geworden“, resümiert Steve Noble, Seni-
orpartner bei McKinsey bei einer Diskussionsrunde 
auf der Expo West. Produkte mit Nachhaltigkeits-
angaben seien im Schnitt um 1,8 Prozent pro Jahr 
„signi�kant“ deutlicher gewachsen als welche ohne. 

Von Michael King-Rolland

Weil Verbraucher zunehmend „radikale Transpa-
renz“ bei Lebensmitteln einfordern, seien Zerti�zie-
rungen und Audits immer wichtiger. 
HowGood mit der größten Produktnachhaltigkeits-
datenbank der Welt begutachtet für die Lebensmit-
telbranche die ökologischen und sozialen Auswir-
kungen ihrer Produkte durch die Analyse von bis zu 
33.000 Inhaltssto�en. Das helfe Einkäufern und Ver-
brauchern bei ihrer Entscheidungs�ndung für nach-
haltige, innovative und umweltfreundliche Produkte.  
Zudem wachse der Trend zu regenerativen Zerti�zie-
rungen und Inhaltssto�en. 
Das �nde nicht nur bei kleinen, hippen Start-ups 
statt, erklärte Jessica Rubino, eine führende Markt-
analystin vom Messeveranstalter New Hope: „Die 
organisch regenerative Bewegung fühlt sich an wie 
die frühe Biobewegung“. Immer mehr Marken, so 
Rubino, sprächen über ESG-Strategien und wie 
Methoden für die  CO

2
-Bilanzierung auf der Grund-

lage neuer Vorschri�en und Branchenerwartungen 
erstellt werden könnten. Mit der ersten regenerativ 
zerti�zierten Biomandelmilch möchte das Famili-
enunternehmen New Barn Organics aus Nordkali-
fornien die Zukun� von Landwirtscha� im „Golden 
State“ verändern.
„Lebensmittel und Getränke als Medizin“, ein Trend, 
der letztes Jahr Feuer gefangen habe, setze sich auf 
der diesjährigen Expo fest, betonte Rubino. Es gehe 
zunehmend um die Frage, was Inhaltssto�e zur 
Förderung der menschlichen Gesundheit und des 
Wohlbe�ndens beitragen können. „Stimmung und 
Wellness stehen bei Verbrauchern und Marken im 
Vordergrund“, betont die Marktanalystin.
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„Sein oder Nichtsein“ –  ChatGPT & Co.
Autonome Systeme, die „Dampfmaschinen“ des 21. Jahrhunderts ?

Karl-Heinz Land

              Die Medien berichten fast täglich darüber 
– künstliche Intelligenz, ChatGPT, OpenAI, 
Google Bard sind in unseren Wohn- und Kin-
derzimmern angekommen. Was vielen Men-
schen noch nicht bewusst ist, dass wir gerade 
das Au�ommen einer „Superintelligenz“ erle-
ben und an der Schwelle eines neuen Technolo-
giezeitalters stehen. 
Wir alle sind bereits seit vielen Jahren Nutzer 
von künstlicher Intelligenz. Es war uns bisher 
nur nicht bewusst. Immer wenn wir die Google-
Suche, Siri und Alexa nutzen, wenn wir uns 
über die Autokorrektur auf dem Handy wun-
dern oder aber im Internet überrascht Angebote 
oder Artikel angeboten bekamen, die perfekt 
zu dem passten, was wir gerade gesagt bzw. mit 
der Tastatur eingegeben hatten, dann war dies 
„keine Magie oder Feenzauber“ – sondern das 
waren Systeme der künstlichen Intelligenz im 
Hintergrund. 

Jeden Tag begleitet sie uns. Egal wo wir uns im „digi-
talen Raum“ bewegen oder was wir tun. Es sind die 
großen Transformer-Modelle, auch Large Language 
Model (LLM) genannt, die es den Computern erlau-
ben, aus den Datenspuren, die wir alle massenha� im 
Internet, in den Computer- und Mobilfunknetzen 
hinterlassen, mittels Machine Learning große neu-
ronale Netze zu erstellen, Schlüsse und Folgerungen 
über unser Verhalten zu ziehen und Antworten und 
Angebote für – und über – uns zu formulieren.
Die Superintelligenz wird durch die Entwicklung von 
Transformer-Modellen wie ChatGPT, AlephAlpha 
oder Google Bard vorangetrieben. Diese Modelle sind 
leistungsfähige neuronale Netzwerke, die in der Lage 
sind, menschenähnliche Texte zu generieren, Bilder 
und Musik zu erzeugen, menschliche Kommunika-
tion nachzuahmen und komplexe Aufgabenstellun-
gen in natürlicher Sprache zu bearbeiten.
ChatGPT, das prominenteste Beispiel für ein Large 
Language Model, wurde von OpenAI entwickelt 
und basiert auf der GPTx-Architektur. Dank sei-
nes umfangreichen Trainings anhand von Tex-
ten aus dem Internet und der Wissenscha� verfügt 
ChatGPT über ein beeindruckendes Wissen und 
Verständnis von Sprache. Dies ermöglicht, in einer 
Vielzahl von Kontexten zu agieren – von der Beant-
wortung von komplexen Fragen bis zur Generierung 
kreativer Texte. Man geht heute davon aus, dass die 
großen Transformer-Modelle bereits heute mehr als 
55 Prozent des weltweit verfügbaren Wissens in ihren 
Modellen für sich nutzen. Schon in wenigen Jahren 
werden 100 Prozent des weltweit verfügbaren Wis-
sens in solchen Modellen zu �nden sein. 
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Seit 47 Jahren ist er im Deutschen 
Bundestag kein Unbekannter. Am 
1. März erhielt er zu seinem 90. 
Geburtstag die Glückwünsche der 
Bundestagspräsidentin Bärbel Baas 
und Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
gratulierte aus der rheinland-pfälzischen 
Heimat. Einen Monat später konnte Uly 
Köhler seine Fragen stellen. Mierscheid 
ließ natürlich, künstlich intelligent 
antworten.

Jacob-Maria Mierscheid
Ein Leben für die Politik, fast die Hälfte davon im Parlament. Jacob Maria 
Mierscheid ist mit 90 Jahren auf der Höhe der Zeit

W ie hat sich die Politik und der Umgang 
der Politiker untereinander seit 1976 

verändert?

Nun, seit ich 1976 hier angekommen bin, hat sich 
nicht viel verändert – außer dass die Krawatten brei-
ter und die Anzüge bunter geworden sind. Aber im 
Ernst, ich denke, die Politik und der Umgang der 
Politiker untereinander haben sich im Laufe der 
Jahre sicherlich verändert, ob zum Guten oder zum 
Schlechten, darüber können wir sicherlich stunden-
lang diskutieren.

A ls die Grünen erstmals in den Bundestag 
einzogen, veränderte sich der Kleidungs- 

und auch der Debattenstil. Der Zeitgeist prägt 
die Menschen – ist das auch im Parlament 
festzustellen?

Nun, ich kann nicht für die anderen sprechen, aber 
ich trage immer noch meine gute alte Krawatte und 
Anzug hier im Bundestag. Aber im Ernst, natürlich 
beein�usst der Zeitgeist auch das Parlament und die 
Debattenkultur. Neue Ideen und Perspektiven kom-
men ins Spiel, wenn neue Parteien und Politiker in 
den Bundestag einziehen, und das trägt sicherlich zur 
Vielfalt der Debatten bei.

Jakob M. Mierscheid

von Uly Köhler - wirklich? -
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Foto: Svea Pietschmann
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Es herrscht Aufregung 
in der internationalen 

Spor twelt. Das IOC 
empfiehlt den Sportverbänden, 

nach möglichen Wegen für eine 
Rückkehr von Athletinnen und 
Athleten aus Russland und Belarus 
auf die internationalen Sportbühnen 
zu suchen – trotz Dopingskandalen 
und Kriegshandlungen. Das Ergebnis: 
Unverständnis und Verärgerung.  
Die Ukraine droht für den Fall 
einer Zulassung russischer und 
belarussischer Sportler bei den 
Olympischen Spielen 2024 in Paris 
mit einem Boykott. Über diesen 
Beschluss seien das Internationale 
Olympische Komitee (IOC) sowie die 
Dachverbände des internationalen 

Von Uly Köhler

Augen zu und durch – the show must go on
Das Internationale Olympische Komitee will die Tür für russische Sportler öffnen

Sports informiert worden, teilte das 
ukrainische Spor tministerium mit. 
Die Meinungen dazu sind nahezu ein-
hellig. Uly Köhler suchte nach Antworten 
in der Politik, in Verbänden und bei 
deutschen Spitzensportlern.

Präsidium der Deutschen  Olympischen 
Gesellschaft

„Olympische Spiele haben den Aufbau einer friedli-
chen und gerechten Welt im Geist der Freundscha�, 
Solidarität und im Sinne des Fair Play zum Ziel, so 
die Charta der Olympischen Bewegung. Der völker-
rechtswidrige Überfall Russlands auf die Ukraine 
stellt diese Grundlagen ohne jeden Zweifel in Frage. 
In diesem Sinne werfen die Olympischen Spiele Paris 
2024 einen langen Schatten voraus. So fordert die 
Ukraine vom IOC, Russland und russische Athle-
tinnen und Athleten von den Spielen auszuschließen, 
selbst wenn sie unter neutralem Deckmantel ohne 
Fahne und Hymne teilnehmen sollten.

Frank Ulrich

Foto: © Tobias Schult
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In den letzten Jahren 
hat sich die Art und 

Weise, wie wir bei Mai-
bornWol� Büros nutzen, 

stark verändert. Die Corona-
Pandemie hat diese Veränderun-

gen noch verstärkt und beschleunigt. Die 
Pandemie hat dazu geführt, dass viele Unter-
nehmen gezwungen waren, auf Remote Work 
oder hybride Arbeitsmodelle umzusteigen. Die 
Art und Weise, wie wir Büros nutzen, hat sich 
grundlegend verändert. Viele Unternehmen 
haben nach langen Jahren der Gegenwehr erst-
mals erkannt, dass ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auch von zu Hause aus e�ektiv 
arbeiten können und dass Remote Work viele 
Vorteile bietet. Wie zum Beispiel eine bessere 
Work-Life-Balance und eine höhere Flexibili-
tät, gerade in familiären Konstellationen. Ist 
das Homeo�ce ein Segen oder der Sargnagel 
für die Zusammenarbeit im Team? Welche 
Auswirkungen hat das verteilte Arbeiten auf das 
Zugehörigkeitsgefühl zur jeweiligen Organisa-
tion? Bei MaibornWol� haben wir die beson-
dere Situation, dass wir tatsächlich 100 Prozent 
aller Tätigkeiten remote erledigen könn(t)en. 

Büroleben neu denken
Praktische Ansätze in Sachen Mitarbeiterfürsorge

Holger Wolff

Wir sind ein reines Dienstleistungsunternehmen 
ohne Produktion und hatten schon vor der Pande-
mie technisch und kulturseitig die Möglichkeit, viel 
remote oder im Homeo�ce zu erledigen. Aber auch 
bei uns hat sich – trotz immer schon vorhandener 
Flexibilität – ein nachhaltiger und andauernder Pan-
demie-E�ekt eingestellt: War die durchschnittliche 
Homeo�ce-Nutzung vor der Pandemie bei einem 
Tag pro Woche – sind es jetzt ca. 2–3 Tage Home-
o�ce im Schnitt über alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Dazu kommt ein verändertes Ansiede-
lungsverhalten der Kolleginnen und Kollegen in der 
Familiengründungsphase. Viele wählen Stand- und 
Wohnorte bis zu 200 km von den urbanen Zentren 
entfernt, um sich überhaupt noch eine eigene Immo-
bilie leisten zu können.
Gleichzeitig hat die Pandemie aber auch gezeigt, dass 
das persönliche Zusammentre�en und die Zusam-
menarbeit im Büro immer noch unverzichtbar sind. 
Insbesondere die Generation Z legt großen Wert 
darauf, dass der Arbeitsplatz nicht nur ein Ort ist, an 
dem sie arbeiten, sondern auch ein Ort, an dem sie 
sich wohlfühlen und ihre Kreativität entfalten kön-
nen. Sie legen Wert auf eine angenehme Arbeitsum-
gebung, die ihrer Persönlichkeit entspricht und 
Raum für Austausch und Zusammenarbeit bietet. 

Von Holger Wolff
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  Beim �ema Ar beits zeit   ge stal-
tung und insbesondere Arbeitszei-

terfassung kann festgestellt werden, dass 
verschiedenste Interessengruppen die Recht-
sprechung als auch die Gesetze o� im eigenen 
Sinn auslegen. Dadurch entsteht Verunsiche-
rung bei Unternehmen, Sozialpartnern und 
Mitarbeitenden. Der Senat der Wirtscha� ver-
steht sich als plural und interdisziplinär den-
kende Institution, die unabhängig von Einzel-
interessen agiert. Die Kommission „Zukun� 
Arbeit und Personal“ des Senats hat sich mit 
Unterstützung weiterer Rechtsexperten mit der 
Fragestellung zur Arbeitszeitgestaltung eben 
deshalb beschä�igt.
Die Perspektive ist aus Sicht praktischer Erfah-
rungen und Erfordernisse aus dem Unter-
nehmensalltag. Dabei sind unterschiedliche 
Erfahrungspro�le der Mitwirkenden und das 
grundsätzliche Prinzip einer werteorientierten 
Unternehmensführung prägend beim Gedan-
kenaustausch. 

Praktische Impulse zum Arbeitszeitgesetz
Gedanken für Mitarbeitende, Unternehmen und Gesetzgeber

Es stehen nicht Beschlüsse oder Kompromisspapiere 
im Fokus. Mit einem ergebniso�enen Impulspapier 
will die Kommission Ideen für Mitarbeitende, Unter-
nehmen und politische Vertreter liefern, wie Arbeits-
zeit und Arbeitszeiterfassung konstruktiv zum Wohl 
aller Interessengruppen gestaltet werden können. 
Also wird nicht etwa die politische Position des 
Senats der Wirtscha� formuliert, sondern zum Dis-
kurs beitragend informiert.

Als Kerninteressengruppen werden gesehen:

1. Gesetzgeber: Dieser ist aufgefordert, klare und faire 
Regelungen im Sinn eines sozialwirtscha�lichen 
Rechtsstaats zu tre�en.

2. Mitarbeitende: Die Interessen der Mitarbeitenden 
– insbesondere im Sinn eines nachhaltigen Gesund-
heitsschutzes – sind zu berücksichtigen.

3. Unternehmen: Unternehmerisches Denken erfor-
dert Gestaltungsspielraum.

Außerdem sollten in diesem Zusammenhang 
aktuelle Trends mitberücksichtigt werden:

1. Gutes, betriebliches Gesundheitsmanagement geht 
heute über die reinen rechtlichen oder genossen-
scha�lichen Herausforderungen hinaus.

Von Martin Kugelmann

Martin Kugelmann
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Aufgrund des digitalen und globalen Zeitalters 
be�ndet sich die Arbeitswelt in einem tiefgrei-
fenden Wandel. Im Interesse von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern ist die Gesetzeslage an 
die neuen Realitäten anzupassen. Insbesondere 
ist dies beim Arbeitszeitgesetz (ArbZG) der Fall. 
Zusammengefasst sollte

•	 die Bereichsausnahme für Führungskrä�e in 
Einklang mit vielen anderen EU-Mitgliedstaaten 
deutlich erweitert werden,

•	 die tägliche Höchstarbeitszeit �exibilisiert 
werden,

•	 weitere Ausnahmen von der Ruhezeit und der 
Höchstarbeitszeit durch Betriebsvereinbarun-
gen und Tarifverträge sowie bei Dienstreisen 
zugelassen werden.

Digitales Zeitalter – neue  Herausforderungen an das 

Arbeitszeitrecht und konkreter Änderungsbedarf

Arbeitsrechtliche Betrachtung neuer Arbeitszeitregeln von Fachanwältin 
Dr. Gerlind Wisskirchen

Dr. Gerlind Wisskirchen

Von Gerlind Wisskirchen

Gründe für den Änderungsbedarf

Das Bundesarbeitsgericht hat mit seinem Pau-
kenschlag-Beschluss vom 13.09.20221 das �ema 
Arbeitszeit in den medialen Fokus gerückt. Darin 
hat es die P�icht aller Unternehmen zur Erfassung 
der täglichen Arbeitszeiten ihrer Arbeitnehmer kon-
statiert, welche sich nach dem Stechuhr-Urteil des 
EuGH aus dem Jahre 20192 bereits abgezeichnet hat.
Schnell hat das BMAS im Anschluss verkündet, beim 
ArbZG nochmals Hand anzulegen und darau�in am 
18. April 2023 den lang erwarteten Referentenent-
wurf verö�entlicht. Er sieht eine Neuregelung des 
Abs. 2 des § 16 ArbZG und eine Ergänzung um die 
Absätze 3 bis 8 vor.3

Dadurch wird der Arbeitgeber verp�ichtet, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit elekt-
ronisch zu erfassen, und zwar am Tag der Arbeits-
leistung. Es ist ihm aber möglich, die Erfassung 
an die Arbeitnehmer oder Dritte zu delegieren. 
Auch Vertrauensarbeitszeitmodelle sind nach 
Abs.  4 n.F. weiterhin möglich, wenn der Arbeit-
geber auf die Kontrolle der Arbeitszeit verzichtet. 
Er hat dabei nur sicherzustellen, dass ihm Verstöße 
etwa gegen Ruhezeiten dennoch bekannt werden. 

1  BAG vom 13.09.2022 – 1 ABR 22/21.

2  EuGH vom 14.05.2019 – C-55/18.

3  Referentenentwurf des BMAS zur Änderung des Arbeits-
zeitgesetzes und anderer Vorschri�en, S. 3 f.
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